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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

die folgenden Bedingungen informieren Sie über Regeln, die für Ihren Versicherungsvertrag gel-
ten. 

Die sich aus den gesetzlichen Vorschriften und den Allgemeinen Bedingungen ergebenden Rechte 
und Pflichten gelten für den Versicherungsnehmer; einzelne Vorschriften auch für die Versicherte 
Person. 

Eine gendergerechte Anrede ist uns wichtig. In vielen Fällen führt dies leider dazu, dass Texte 
schwer lesbar oder zu lang werden. Daher verwendet Swiss Life – stellvertretend für alle Ge-
schlechter – die männliche Schreibweise bzw. eine neutrale Variante, wenn dies sprachlich mög-
lich ist. 

Um Ihnen das Lesen der Allgemeinen Bedingungen zu erleichtern, erläutern wir Ihnen zunächst 
die wichtigsten Begriffe. 

Beitrag 
Der Preis für die Versicherung, der mit dem Versi-
cherungsnehmer vereinbart ist; im Versicherungs-
vertragsgesetz wird der Beitrag als Prämie be-
zeichnet. 

Bewertungsreserven 
Aus der Differenz zwischen den nach dem Nie-
derstwertprinzip angesetzten Buchwerten und den 
höheren Marktwerten von Kapitalanlagen ergeben 
sich die Bewertungsreserven. 

Bezugsberechtigter 
Vom Versicherungsnehmer gegenüber Swiss Life 
festgelegter Empfänger der Versicherungsleis-
tung. 

Deckungskapital 
Die nicht für die Risikoübernahme und Kosten 
verbrauchten Beitragsteile sowie die dem Vertrag 
zugeteilten Überschussanteile bilden das De-
ckungskapital. 

Rechnungsgrundlagen 
Rechnungsgrundlagen sind die Grundlagen, die 
für die Kalkulation Ihrer Versicherung benötigt 
werden: 

• Todesfallrisiko (Sterbetafel DAV 2008 T),
• Rechnungszins in Höhe von 1,0 Prozent,
• Kosten (z. B. für Verwaltung des Ver-

trags).
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Textform 
Wenn Sie uns oder wir Ihnen Mitteilungen ma-
chen, kann dies in unterschiedlicher Form ge-
schehen. Wenn für eine Mitteilung die Textform 
gefordert ist, bedeutet dies Folgendes: Die Mittei-
lung kann dann per Brief, E-Mail, in elektronischer 
Form über unsere Website oder Telefax erfolgen. 
 
Überschussanteile 
Überschussanteile resultieren aus den von Swiss 
Life erzielten Gewinnen. Man unterscheidet z. B.  
zwischen Zins- und Risikoüberschüssen. Zins-
überschüsse werden durch gewinnbringende Ka-
pitalanlagen von Swiss Life erwirtschaftet, Risiko-
überschüsse ergeben sich aus der vorsichtigen 
Kalkulation der Versicherungen (z. B. wenn weni-
ger Todesfälle als kalkuliert auftreten). 
 

Versicherte Person 
Person, auf deren Leben der Versicherungsschutz 
besteht. 
 
Versicherungsnehmer 
Versicherungsnehmer ist der Antragsteller für die 
Versicherung. 
 
Versicherungsperiode 
Die Versicherungsperiode beträgt bei einmaliger 
Beitragszahlung ein Jahr. Bei laufender Beitrags-
zahlung entspricht sie dem jeweiligen Beitrags-
zahlungsabschnitt. 
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1 Versicherungsschutz und Leistungen 
 
1.1 Wann beginnt der Versicherungsschutz? 
 
Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Ver-
trag geschlossen ist, jedoch nicht vor dem mit 
Ihnen vereinbarten, im Versicherungsschein an-
gegebenen Versicherungsbeginn. Allerdings ent-
fällt unsere Leistungspflicht bei nicht rechtzeitiger 
Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags (Ein-
lösungsbeitrag). 
 
1.2 Welche Leistungen erbringen wir? 
 
1.2.1 Wir zahlen die vereinbarte Versicherungs-
leistung bei Tod der Versicherten Person während 
der Versicherungsdauer. 
 
Rauchverhalten – Raucherstatus 
 
1.2.2 Diese Versicherung wird als Raucher- und 
Nichtraucherversicherung angeboten. Das Rauch-
verhalten der Versicherten Person legt fest, ob sie 
im Sinne dieser Bedingungen Nichtraucher oder 
Raucher ist. Die Höhe der Leistung richtet sich 
nach der Einordnung der Versicherten Person als 
Raucher oder Nichtraucher (bei gleich hohem Bei-
trag). 
 
Rechnungsgrundlagen 
 
1.2.3 Die geschlechtsunabhängige Beitragskalku-
lation basiert auf Sterbetafeln der Deutschen Ak-
tuarvereinigung (DAV 2008 T) und einem Rech-
nungszins in Höhe von 1,0 Prozent. 
 
Sonstige Regelungen 
 
1.2.4 Außer den im Versicherungsschein ausge-
wiesenen garantierten Leistungen können Sie 
weitere Leistungen aus der Überschussbeteili-
gung erhalten (siehe Abschnitt 10). 
 
1.2.5 Weitere Einzelheiten über Art, Umfang und 
Fälligkeit der Versicherungsleistung finden Sie im 
Versicherungsschein. Im Falle etwaiger Wider-

sprüche haben die im Versicherungsschein ge-
troffenen Vereinbarungen vor diesen Bedingun-
gen Vorrang. 
 
1.3 Wer erhält die Versicherungsleistung? 
 
1.3.1 Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag 
erbringen wir an Sie als unseren Versicherungs-
nehmer oder an Ihre Erben, falls Sie uns keine 
andere Person benannt haben, die die Ansprüche 
aus dem Versicherungsvertrag bei deren Fälligkeit 
erwerben soll und wir dem zugestimmt haben (Be-
zugsberechtigter). Bis zur jeweiligen Fälligkeit 
können Sie das Bezugsrecht jederzeit in Textform 
widerrufen. Nach dem Tod der Versicherten Per-
son kann das Bezugsrecht grundsätzlich nicht 
mehr widerrufen werden. 
 
Die Einräumung und wir dem zugestimmt haben 
eines Bezugsrechts sind uns vom bisherigen Be-
rechtigten in Textform anzuzeigen. 
 
1.3.2 Sie können ausdrücklich bestimmen, dass 
der Bezugsberechtigte sofort und unwiderruflich 
die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag er-
werben soll. Sobald wir Ihre Erklärung erhalten 
haben, kann dieses Bezugsrecht nur noch mit Zu-
stimmung des von Ihnen Benannten geändert 
werden. 
 
Haben Sie z. B. jemanden als unwiderruflich Be-
zugsberechtigten für den Todesfall bestimmt oder 
besteht ein Drittrecht, können wir bei Kündigung 
die fällige Leistung nur an Sie erbringen, wenn 
uns die Zustimmung des unwiderruflich Bezugs-
berechtigten bzw. des Drittberechtigten vorliegt. 
 
1.3.3 Die Einräumung und der Widerruf eines Be-
zugsrechts sind uns gegenüber nur und erst dann 
wirksam, wenn sie uns vom bisherigen Berechtig-
ten in Textform angezeigt worden sind. 
 
Sie können das Recht auf die Leistung bis zum 
Eintritt des jeweiligen Versicherungsfalls grund-
sätzlich ganz oder teilweise an Dritte abtreten und 
verpfänden, soweit derartige Verfügungen recht-
lich möglich sind. Die Abtretung und Verpfändung 
von Ansprüchen aus dem Versicherungsvertrag 
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sind uns gegenüber nur und erst dann wirksam, 
wenn sie uns vom bisherigen Berechtigten in 
Textform angezeigt worden sind. Der bisherige 
Berechtigte sind im Regelfall Sie als unser Versi-
cherungsnehmer. Es können aber auch andere 
Personen sein, sofern Sie bereits zuvor Verfügun-
gen (z. B. unwiderrufliche Bezugsberechtigung, 
Abtretung, Verpfändung) getroffen haben. 
 
1.4 Was ist zu beachten, wenn Sie eine Ver-

sicherungsleistung verlangen? 
 
Ihre Obliegenheiten (Mitwirkungspflichten) nach 
einem Versicherungsfall 
 
1.4.1 Wenn Leistungen aus dem Versicherungs-
vertrag verlangt werden, muss uns der Versiche-
rungsschein vorgelegt werden. 
 
Darüber hinaus können wir verlangen, dass uns 
die Auskunft über die steuerliche Ansässigkeit 
vorgelegt wird. 
 
1.4.2 Der Tod der Versicherten Person ist uns in 
jedem Fall unverzüglich anzuzeigen. Außer dem 
Versicherungsschein ist uns eine amtliche Sterbe-
urkunde im Original einzureichen, die Alter, Ge-
burtsort und Todeszeitpunkt nennt. Zu Unrecht 
empfangene Leistungen sind an uns zurückzu-
zahlen. 
 
1.4.3 Ferner ist uns ein ausführliches ärztliches 
Zeugnis über die Todesursache sowie über Be-
ginn und Verlauf der Krankheit, die zum Tod der 
Versicherten Person geführt hat, vorzulegen. 
 
1.4.4 Zur Klärung unserer Leistungspflicht können 
wir notwendige weitere Nachweise verlangen und 
erforderliche Erhebungen selbst anstellen. Die mit 
den erforderlichen Nachweisen verbundenen Kos-
ten trägt derjenige, der die Versicherungsleistung 
beansprucht. Wir werden die erforderlichen Erhe-
bungen nur auf die Zeit vor der Antragsannahme, 
die nächsten fünf Jahre danach und das Jahr vor 
dem Tod der Versicherten Person erstrecken. 
 
1.4.5 Unsere Leistungen überweisen wir dem Be-
rechtigten in der Bundesrepublik Deutschland 

kostenlos. Bei Überweisungen ins Ausland und 
bei Sonderformen der Zahlung (z. B. telegrafische 
Überweisung, Scheck) trägt der Empfangsberech-
tigte die Kosten; bei Überweisungen in Länder au-
ßerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums und 
bei Sonderformen der Zahlung auch die damit 
verbundene Gefahr. 
 
1.4.6 Die vorstehenden Regelungen (1.4.1 bis 
1.4.5) gelten auch für Dritte, wenn sie eine Versi-
cherungsleistung verlangen. 
 
1.5 Wann endet Ihr Versicherungsschutz? 
 
Der Versicherungsschutz endet mit dem Tod der 
Versicherten Person, mit Kündigung des Vertrags 
bzw. mit Ablauf der vereinbarten und im Versiche-
rungsschein festgeschriebenen Versicherungs-
dauer. 
 
1.6 Wie sind das Versicherungsjahr, die Ver-

sicherungsperiode und das Alter für die 
Tarifkalkulation definiert? 

 
Versicherungsjahr, Versicherungsperiode 
 
1.6.1 Ein Versicherungsjahr beginnt mit dem Mo-
nat des im Versicherungsschein genannten Versi-
cherungsbeginns und dauert grundsätzlich zwölf 
Monate. Die Versicherungsperiode fällt bei Ein-
malbeitrags- und jährlicher Beitragszahlung mit 
dem Versicherungsjahr zusammen. Bei unterjähri-
ger Beitragszahlung umfasst die Versicherungs-
periode entsprechend der Beitragszahlungsweise 
einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr. 
 
Rumpfbeginnjahr 
 
1.6.2 Beträgt der Zeitraum vom Kalendermonat 
des Versicherungsbeginns bis zum Kalendermo-
nat, der mit dem Ablauf der Versicherung zusam-
menfällt, weniger als zwölf Monate, so liegt ein so-
genanntes Rumpfbeginnjahr vor. Alle folgenden 
(vollen) Versicherungsjahre beginnen dann je-
weils mit dem Kalendermonat, der auf den Ablauf-
monat der Versicherung folgt. Liegt ein Rumpfbe-
ginnjahr vor, beträgt die Versicherungsdauer in 
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Jahren die Anzahl der vollen Versicherungsjahre 
plus eins (das Rumpfbeginnjahr). 
 
Alter für die Tarifkalkulation 
 
1.6.3 Das versicherungstechnische Alter ent-
spricht den tatsächlichen Lebensjahren der Versi-
cherten Person, wobei das bereits begonnene Le-
bensjahr hinzugezählt wird, wenn seit dem Ge-
burtstag bis zum Versicherungsbeginn bzw. Erhö-
hungstermin mehr als sechs Monate verstrichen 
sind.  
 
Beispiel: Der Versicherungsbeginn bzw. Erhö-
hungstermin ist der 01.01.2019 und der Geburts-
tag ist der 15.05.1979. Am 15.05.2018 ist das 
39. Lebensjahr vollendet und das 40. Lebensjahr 
hat begonnen. Bis zum 01.01.2019 werden mehr 
als sechs Monate verstrichen sein. Somit gilt 40 
als das versicherungstechnische Alter. 
 
2 Beitragszahlung 
 
2.1 Was haben Sie bei der Beitragszahlung 

zu beachten und was ist vereinbart? 
 
2.1.1 Die Beiträge zu Ihrer Versicherung können 
Sie je nach Vereinbarung in einem einzigen Be-
trag (Einmalbeitrag) oder durch Monats-, Viertel-
jahres-, Halbjahres- oder Jahresbeiträge (lau-
fende Beiträge) entrichten. 
 
2.1.2 Laufende Beiträge werden zu Beginn der 
vereinbarten Versicherungsperiode fällig. 
 
2.1.3 Der erste oder einmalige Beitrag (Einlö-
sungsbeitrag) ist unverzüglich nach Abschluss 
des Vertrags zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit 
Ihnen vereinbarten im Versicherungsschein ange-
gebenen Versicherungsbeginn. 
 
2.1.4 Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung 
genügt es, wenn Sie fristgerecht alles getan ha-
ben, damit der Beitrag bei uns eingeht. Ist die Ein-
ziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
bei Fälligkeit eingezogen werden kann und Sie ei-
ner berechtigten Einziehung nicht widersprechen. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden 
von uns nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach unserer schriftlichen Zahlungsaufforde-
rung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der Bei-
trag wiederholt nicht eingezogen werden kann, 
sind wir berechtigt, künftig die Zahlung außerhalb 
des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 
 
2.1.5 Die Übermittlung Ihrer Beiträge erfolgt auf 
Ihre Gefahr und Ihre Kosten. 
 
2.1.6 Für eine Stundung der Beiträge ist eine 
schriftliche Vereinbarung mit uns erforderlich. Die 
Stundung setzt einen entsprechenden Rückkaufs-
wert (siehe 5.2) voraus. 
 
2.1.7 Im Versicherungsfall (bei Tod der Versicher-
ten Person) werden wir etwaige Beitragsrück-
stände mit der Versicherungsleistung verrechnen. 
 
2.2 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag 

nicht rechtzeitig zahlen? 
 
Einlösungsbeitrag 
 
2.2.1 Wenn Sie den Einlösungsbeitrag nicht recht-
zeitig zahlen, können wir – solange die Zahlung 
nicht bewirkt ist – vom Vertrag zurücktreten. Dies 
gilt nicht, wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie 
die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten 
haben. Bei einem Rücktritt können wir von 
Ihnen die Kosten der zur Gesundheitsprüfung 
durchgeführten ärztlichen Untersuchungen 
verlangen, sofern wir sie getragen haben. 
 
2.2.2 Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht 
zur Leistung verpflichtet, sofern wir Sie durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform oder durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht haben. 
Unsere Leistungspflicht besteht jedoch, wenn uns 
nachgewiesen wird, dass Sie die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten haben. 
 
2.2.3 Treten wir nicht zurück, sind Sie zur Bei-
tragszahlung verpflichtet. 
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Folgebeitrag 
 
2.2.4 Wenn ein Folgebeitrag oder ein sonstiger 
Betrag, den Sie aus dem Versicherungsverhältnis 
schulden, nicht rechtzeitig gezahlt worden ist oder 
eingezogen werden konnte, erhalten Sie von uns 
auf Ihre Kosten eine Mahnung in Textform. Darin 
setzen wir Ihnen eine Zahlungsfrist von mindes-
tens zwei Wochen. Begleichen Sie den Rückstand 
nicht innerhalb der gesetzten Frist, entfällt oder 
vermindert sich Ihr Versicherungsschutz. Des 
Weiteren haben wir das Recht, den Vertrag zum 
Ablauf der Zahlungsfrist zu kündigen, sofern Sie 
mit der Zahlung in Verzug geblieben sind. Die 
Kündigung kann bereits mit der Mahnung verbun-
den werden. Auf die Rechtsfolgen werden wir Sie 
in der Mahnung ausdrücklich hinweisen. 
 
Für die Berechnung des verminderten Versiche-
rungsschutzes und des Rückkaufswerts gelten die 
Regelungen zur Beitragsfreistellung bzw. zur Kün-
digung. 
 
3 Vereinbarung zur Verrechnung der Kosten 
 
3.1 Welche Kosten entstehen? 
 
3.1.1 Mit Versicherungsverträgen sind Kosten ver-
bunden. Diese sind in Ihre Beiträge einkalkuliert 
und werden Ihnen daher nicht gesondert in Rech-
nung gestellt. Es handelt sich um Abschluss- und 
Vertriebskosten sowie übrige Kosten. 
 
3.1.2 Zu den Abschluss- und Vertriebskosten 
gehören insbesondere Abschlussprovisionen für 
den Versicherungsvermittler. Außerdem umfassen 
die Abschluss- und Vertriebskosten die Kosten für 
die Antragsprüfung und Ausfertigung der Ver-
tragsunterlagen, Sachaufwendungen, die im Zu-
sammenhang mit der Antragsbearbeitung stehen, 
sowie Werbeaufwendungen. Zu den übrigen 
Kosten gehören insbesondere die Verwaltungs-
kosten. Diese werden über die gesamte Vertrags-
laufzeit verteilt. Für die Abschluss- und Vertriebs-
kosten gelten die Regelungen des folgenden Ab-
schnitts. 
 

3.1.3 Die nachfolgend beschriebene Kostenver-
rechnung hat wirtschaftlich zur Folge, dass insbe-
sondere in der Anfangszeit Ihrer Versicherung 
kein Rückkaufswert und keine Mittel für die Bil-
dung einer beitragsfreien Versicherungssumme 
vorhanden sind. Aufgrund der Besonderheit die-
ser Versicherung stehen in den Jahren vor Ablauf 
der Versicherung kein Rückkaufswert und keine 
beitragsfreie Versicherungssumme zur Verfügung 
(siehe 5.1 und 5.2).  
 
3.2 Für Ihren Versicherungsvertrag wird 

hiermit Folgendes zur Zillmerung verein-
bart 

 
3.2.1 Es ist vereinbart, dass die Abschluss- und 
Vertriebskosten während der vertraglich verein-
barten Beitragszahlungsdauer aus den laufenden 
Beiträgen bzw. dem Einmalbeitrag getilgt werden.  
 
3.2.2 Maßgeblich ist das Verrechnungsverfahren 
gemäß § 4 der Deckungsrückstellungsverordnung 
(Zillmerung). Hierbei werden die ersten Beiträge 
zur Tilgung eines Teils der Abschluss- und Ver-
triebskosten herangezogen, soweit die Beiträge 
nicht für Leistungen im Versicherungsfall, Kosten 
des Versicherungsbetriebs in der jeweiligen Versi-
cherungsperiode und für die Bildung einer De-
ckungsrückstellung aufgrund von § 25 Abs. 2 
RechVersV in Verbindung mit § 169 Abs. 3 VVG 
bestimmt sind. 
 
Der auf diese Weise zu tilgende Betrag ist gemäß 
Deckungsrückstellungsverordnung auf 2,5 Pro-
zent der von Ihnen während der Laufzeit des Ver-
trags zu zahlenden Beiträge beschränkt. Auch bei 
späteren Erhöhungen gehen wir nach dem darge-
stellten Verfahren vor. Diese Regelung gilt nicht 
für Einmalzahlungen und Zuzahlungen. 
 
3.3 Höhe der einkalkulierten Kosten  
 
Die Höhe der Abschluss- und Vertriebskosten so-
wie der übrigen Kosten und der darin enthaltenen 
Verwaltungskosten zu Ihrem Vertrag ist in den 
vorvertraglichen Informationen, die vor Antragstel-
lung ausgehändigt werden, beziffert. Die Entwick-
lung des Rückkaufswerts sowie der beitragsfreien 
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Versicherungsleistungen können Sie der Ihnen 
überlassenen Tabelle entnehmen. 
 
4 Vereinbarung eines Abzugs bei Beitrags-

freistellung oder Kündigung 
 
Es wird hiermit ausdrücklich vereinbart, dass 
im Falle einer (teilweisen oder vollständigen) 
Beitragsfreistellung bzw. im Falle einer (teil-
weisen oder vollständigen) Kündigung ein Ab-
zug erfolgt. 
 
Die Höhe des Abzugs haben wir in Euro und 
Cent für Sie in den Informationen beziffert, die 
Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung erhal-
ten haben. Auch im Versicherungsschein ha-
ben wir den Abzug in Euro und Cent für Sie 
beziffert. Sie finden die Werte jeweils unter der 
Überschrift „Übersicht der garantierten Werte 
bei Beitragsfreistellung und Kündigung“. 
 
4.1 Welchen Hintergrund hat der Abzug? 
 
Mit dem Abzug wird ein Ausgleich für kollektiv ge-
stelltes Risikokapital vorgenommen. Außerdem 
wird die Veränderung der Risikolage des verblei-
benden Versichertenbestands ausgeglichen. 
 
Ausgleich für kollektiv gestelltes Risikokapital 
 
4.1.1 Wir bieten Ihnen im Rahmen des vereinbar-
ten Versicherungsschutzes Garantien und Optio-
nen. Dies ist möglich, weil ein Teil des dafür erfor-
derlichen Risikokapitals (Solvenzmittel) durch den 
Versichertenbestand zur Verfügung gestellt wird. 
Bei Neuabschluss eines Vertrags partizipiert die-
ser an bereits vorhandenen Solvenzmitteln. Wäh-
rend der Laufzeit muss der Vertrag daher solche 
Mittel zur Verfügung stellen. Bei Vertragskündi-
gung gehen diese Mittel dem verbleibenden Be-
stand verloren; bei einer Beitragsfreistellung zu-
mindest die zukünftig eingeplanten Solvenzmittel. 
Deshalb müssen diese verlorengegangenen Mittel 
im Rahmen des Abzugs ausgeglichen werden. 
Der interne Aufbau von Risikokapital ist regelmä-
ßig für alle Versicherungsnehmer die günstigste 

Finanzierungsmöglichkeit von Optionen und Ga-
rantien, da eine Finanzierung über externes Kapi-
tal wesentlich teurer wäre. 
 
Veränderungen der Risikolage  
 
4.1.2 Die Kalkulation von Versicherungsprodukten 
basiert darauf, dass die Risikogemeinschaft sich 
gleichmäßig aus versicherten Personen mit einem 
hohen und einem geringeren Risiko zusammen-
setzt. Da Personen mit einem geringen Risiko die 
Risikogemeinschaft eher verlassen als Personen 
mit einem hohen Risiko, wird in Form eines kalku-
latorischen Ausgleichs sichergestellt, dass der Ri-
sikogemeinschaft durch die vorzeitige Vertrags-
kündigung kein Nachteil entsteht. Gleiches gilt bei 
Beitragsfreistellung in dem Umfang, wie sich das 
Risiko reduziert. 
 
4.2 Angemessenheit des Abzugs 
 
4.2.1 Der Abzug ist zulässig, wenn er angemes-
sen ist. Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen. 
Wir halten den Abzug für angemessen, weil mit 
ihm die Veränderung der Risikolage des verblei-
benden Versichertenbestands ausgeglichen wird. 
Zudem wird damit ein Ausgleich für kollektiv ge-
stelltes Risikokapital vorgenommen. Wenn Sie 
uns nachweisen, dass der aufgrund Ihrer Kündi-
gung oder Beitragsfreistellung von uns vorgenom-
mene Abzug wesentlich niedriger liegen muss, 
wird er entsprechend herabgesetzt. Wenn Sie uns 
nachweisen, dass der Abzug überhaupt nicht ge-
rechtfertigt ist, entfällt er. 
 
4.3 Wann wird auf einen Abzug verzichtet? 
 
Wir verzichten auf einen Abzug, wenn zwei der 
drei folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
 

• Die Versicherte Person hat das versiche-
rungstechnische Alter von 60 Jahren er-
reicht. 

• Der Vertrag hat bereits zwölf Jahre be-
standen. 

• Die verbleibende Restlaufzeit (ohne Ab-
rufphase) beträgt nicht mehr als fünf 
Jahre. 
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Ebenso verzichten wir auf einen Abzug bei Kündi-
gung einer außerplanmäßig beitragsfrei gestellten 
Versicherung. 
 
5 Beitragsfreistellung und Kündigung  
 
5.1 Wann können Sie Ihre Versicherung bei-

tragsfrei stellen? 
 
5.1.1 Sie können jederzeit zum Schluss einer Ver-
sicherungsperiode in Textform verlangen, ganz 
oder teilweise von der Beitragszahlungspflicht be-
freit zu werden. 
 
5.1.2 Setzen Sie die Beitragszahlung aus, verrin-
gert sich Ihr Versicherungsschutz. Bei Beitrags-
freistellung setzen wir die versicherte Leistung 
ganz oder teilweise auf eine beitragsfreie Leistung 
herab. 
 
5.1.3 Die beitragsfreie Leistung wird zum Schluss 
der laufenden Versicherungsperiode unter Zu-
grundelegung des Deckungskapitals mit gleich-
mäßiger Verteilung der Abschluss- und Vertriebs-
kosten (siehe 5.1.6), vermindert um den gemäß 
Abschnitt 4 vereinbarten Abzug und um ausste-
hende Forderungen (z. B. rückständige Beiträge), 
errechnet. 
 
Die Berechnung erfolgt nach anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik mit den Rech-
nungsgrundlagen der Beitragskalkulation, die für 
diesen Vertrag gelten. 
 
Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung ist 
mit Nachteilen verbunden. Insbesondere in der 
Anfangszeit Ihrer Versicherung sind wegen der 
Verrechnung von Abschluss- und Vertriebskosten 
(siehe Abschnitt 3) keine oder nur geringe Be-
träge für die Bildung einer beitragsfreien Summe 
vorhanden. Auch in den Folgejahren stehen we-
gen der benötigten Risikobeiträge keine oder nur 
geringe Mittel für die Bildung einer beitragsfreien 
Versicherungssumme zur Verfügung. 
 

Nähere Informationen zur beitragsfreien Versiche-
rungssumme und ihrer Höhe können Sie den vor-
vertraglichen Informationen und dem Versiche-
rungsschein entnehmen. 
 
Haben Sie die vollständige Befreiung von der Bei-
tragszahlungspflicht verlangt und erreicht die bei-
tragsfreie Versicherungssumme den Mindestbe-
trag von 500 Euro nicht, erhalten Sie stattdessen 
den Leistungsbetrag gemäß 5.2.3. Damit endet 
der Vertrag. 
 
Teilweise Beitragsfreistellung 
 
5.1.4 Auch bei teilweiser Beitragsfreistellung gel-
ten die vorstehenden Regelungen zur vollständi-
gen Beitragsfreistellung entsprechend. Haben Sie 
nur eine teilweise Befreiung von der Beitrags-
pflicht beantragt, so ist der Antrag nur wirksam, 
wenn die verbleibende garantierte Versicherungs-
summe nach teilweiser Beitragsfreistellung 
2.500 Euro erreicht.  
 
Andernfalls können Sie die vollständige Befreiung 
von der Beitragszahlungspflicht beantragen. Die-
ser Antrag führt zur beitragsfreien Fortsetzung der 
Versicherung, wenn die beitragsfreie Versiche-
rungssumme den Mindestbetrag erreicht. 
 
5.1.5 Die Leistungen einer eingeschlossenen Zu-
satzversicherung werden bei teilweiser Beitrags-
freistellung entsprechend der reduzierten Leistung 
der Hauptversicherung (Versicherungssumme) 
angepasst. Die Leistungen einer versicherten Bei-
tragsbefreiung bei Berufsunfähigkeit werden ent-
sprechend der Beitragsreduzierung herabgesetzt. 
 
Sonstige Regelungen 
 
5.1.6 Das Deckungskapital mit Verteilung der Ab-
schluss- und Vertriebskosten ist das Deckungska-
pital, das sich bei gleichmäßiger Verteilung der 
angesetzten Abschluss- und Vertriebskosten auf 
die ersten 60 Monate der Versicherungsdauer 
ergibt. Beträgt die Versicherungsdauer weniger 
als 60 Monate, erfolgt die Verteilung auf die Versi-
cherungsdauer. Die Abschluss- und Vertriebskos-
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ten werden unter Beachtung der aufsichtsrechtli-
chen Höchstzillmersätze (siehe Abschnitt 3) ange-
setzt. 
 
5.2 Wann können Sie Ihre Versicherung 

kündigen und welche Folgen hat dies? 
 
5.2.1 Sie können Ihre Versicherung jederzeit zum 
Schluss einer Versicherungsperiode ganz oder 
teilweise in Textform kündigen. Falls Sie eine vier-
teljährliche, halbjährliche, jährliche oder einmalige 
Beitragszahlung vereinbart haben, können Sie 
auch früher als zum Ende einer Versicherungspe-
riode kündigen, und zwar mit Frist von einem Mo-
nat zum Ende des darauf folgenden Monats. In 
diesem Fall endet die laufende Versicherungsperi-
ode abweichend von 1.6.1 mit Ablauf dieser Frist. 
 
Ist ein Drittrecht (z. B. Abtretung) vorhanden, 
muss die Kündigung vom Versicherungsnehmer 
und vom Inhaber des Drittrechts unterzeichnet 
werden, um wirksam zu werden. 
 
Rückkaufswert bei Kündigung 
 
5.2.2 Bei Kündigung erstatten wir – soweit vor-
handen – den Leistungsbetrag nach Maßgabe der 
folgenden Abschnitte 5.2.3 bis 5.2.5. Die Auszah-
lung erfolgt spätestens am dritten Bankarbeitstag 
nach Wirksamwerden Ihrer Kündigung. Wird die 
Kündigung bereits zum Ende des Monats wirk-
sam, in dem uns Ihre Kündigungserklärung zu-
geht, zahlen wir den Leistungsbetrag spätestens 
30 Kalendertage nach Zugang Ihrer Kündigungs-
erklärung. 
 
5.2.3 Der Rückkaufswert gemäß § 169 Abs. 3 
VVG ist das zum Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode berechnete Deckungskapital. 
 
Die Berechnung erfolgt nach anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik mit den Rech-
nungsgrundlagen der Beitragskalkulation, die für 
diesen Vertrag gelten. 
 
Wir sind gemäß § 169 Abs. 6 VVG berechtigt, den 
Rückkaufswert angemessen herabzusetzen, so-
weit dies erforderlich ist, um eine Gefährdung der 

Belange der Versicherungsnehmer, insbesondere 
durch eine Gefährdung der dauernden Erfüllbar-
keit der sich aus den Versicherungsverträgen er-
gebenden Verpflichtungen, auszuschließen. Die 
Herabsetzung ist jeweils auf ein Jahr befristet.  
 
Bitte beachten Sie, dass der Rückkaufswert nicht 
notwendig dem Leistungsbetrag entspricht. Der 
Leistungsbetrag ergibt sich vielmehr wie folgt: 
 
Rückkaufswert (§ 169 Abs. 3 VVG) 
abzüglich Abzug (Abschnitt 4) 
zuzüglich zugeteilte laufende Überschussanteile* 
zuzüglich Schlussüberschussanteile* 
zuzüglich Beteiligung an Bewertungsreserven* 
 
* soweit gemäß den Regelungen in Abschnitt 10 

zugeteilt 
 
Vorhandene Beitragsrückstände, nicht zurückge-
zahlte Vorauszahlungen oder sonstige Forderun-
gen werden vom Leistungsbetrag abgezogen, 
ebenso einzubehaltende und abzuführende Steu-
ern oder Sozialversicherungsbeiträge. 
 
Dieser Leistungsbetrag kann also sowohl hö-
her als auch niedriger als der Rückkaufswert 
sein. Die Höhe des Rückkaufswerts und des Ab-
zugs haben wir in Euro und Cent für Sie in den In-
formationen beziffert, die Sie vor Abgabe Ihrer 
Vertragserklärung erhalten haben. Sie finden die 
Werte jeweils unter der Überschrift „Übersicht der 
garantierten Werte bei Beitragsfreistellung und 
Kündigung“. 
 
Die Kündigung Ihrer Versicherung ist mit 
Nachteilen verbunden. Insbesondere in der An-
fangszeit Ihrer Versicherung ist wegen der Ver-
rechnung von Abschluss- und Vertriebskosten 
(siehe Abschnitt 3) kein Rückkaufswert vorhan-
den. Auch in den Folgejahren und in den letzten 
Jahren vor Ablauf ist wegen der benötigten Risi-
kobeiträge gemessen an den gezahlten Beiträgen 
nur ein geringer oder kein Rückkaufswert vorhan-
den. 
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Nähere Informationen zum Rückkaufswert, seiner 
Höhe und darüber, in welchem Ausmaß er garan-
tiert ist, können Sie den vorvertraglichen Informa-
tionen und dem Versicherungsschein entnehmen. 
 
Teilweise Kündigung 
 
5.2.4 Eine Teilkündigung wird nur durchgeführt, 
wenn die verbleibende beitragspflichtige Versiche-
rungssumme nicht unter einen Mindestbetrag von 
2.500 Euro sinkt. 
 
Beitragsrückzahlung 
 
5.2.5 Die Rückzahlung der Beiträge können Sie 
nicht verlangen. 
 
6 Sonstige Änderungen der Versicherung 
 
6.1 Welche Bestimmungen können geändert 

werden? 
 
6.1.1 Wir sind berechtigt, wenn es zur Fortführung 
dieser Versicherung notwendig ist, Vertragsbe-
stimmungen, die durch eine höchstrichterliche 
Entscheidung oder durch einen bestandkräftigen 
Verwaltungsakt für unwirksam erklärt wurden, un-
ter Beachtung gegenseitiger Interessen durch Re-
gelungen zu ersetzen, die für beide Seiten zumut-
bar sind und dem Vertragszweck möglichst ge-
recht werden. 
 
6.1.2 Diese neuen Regelungen werden zwei Wo-
chen, nachdem die neuen Regelungen und die 
hierfür maßgeblichen Gründe dem Versicherungs-
nehmer mitgeteilt worden sind, Vertragsbestand-
teil. 
 
6.2 Welche Nachversicherungsgarantie gibt 

es? 
 
6.2.1 Sofern vereinbart, können Sie Ihre Versiche-
rung auch während der Vertragslaufzeit an verän-
derte Bedarfssituationen im Rahmen der folgen-
den Gestaltungsmöglichkeiten anpassen. 
 

Zeitpunkt der Anpassung 
 
6.2.2 Sie haben das Recht, den Versicherungs-
umfang der beitragspflichtigen Hauptversicherung 
ohne erneute medizinische Risikoprüfung im Rah-
men der tariflichen und gesetzlichen Grenzen zu 
erhöhen, 
 

• zu Beginn des 6. Versicherungsjahres 
oder bei 

• Heirat der Versicherten Person bzw. Be-
gründung einer Lebenspartnerschaft, 

• Geburt eines Kindes der Versicherten 
Person, 

• Adoption eines Kindes durch die Versi-
cherte Person, 

• Scheidung der Versicherten Person bzw. 
Aufhebung der Lebenspartnerschaft, 

• Durchführung eines Versorgungsaus-
gleichs zu Lasten der Versicherten Per-
son, 

• Erhöhung des regelmäßigen jährlichen 
Bruttoeinkommens der Versicherten Per-
son um mindestens zehn Prozent (z. B. 
nach Karrieresprung, Wechsel des Arbeit-
gebers, nach Abschluss der Schulausbil-
dung, des Studiums oder einer Promo-
tion, nach Abschluss einer beruflichen 
Qualifikation wie Berufsausbildungsab-
schluss, Meisterbrief), 

• Gehaltssteigerung, die zum erstmaligen 
Überschreiten der maßgeblichen Bei-
tragsbemessungsgrenze in der gesetzli-
chen Rentenversicherung führt, 

• Wiederaufnahme der Berufstätigkeit nach 
Elternzeit, 

• Reduzierung oder Wegfall der Invaliditäts-
versorgung der Versicherten Person aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, ei-
ner arbeitgeberfinanzierten betrieblichen 
Altersvorsorge oder einem berufsständi-
schen Versorgungswerk, in dem die Ver-
sicherte Person aufgrund einer Kammer-
zugehörigkeit pflichtversichert ist, 
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• Aufnahme eines Darlehens im gewerbli-
chen Bereich oder zum Erwerb von selbst 
genutztem Immobilieneigentum durch die 
Versicherte Person in Höhe von mindes-
tens 50.000 Euro, 

 
sofern dieses Recht innerhalb von sechs Monaten 
nach Eintritt mindestens eines der genannten Er-
eignisse in Textform und unter Beifügung entspre-
chender Nachweise bei uns geltend gemacht wird 
und im Zeitpunkt des maßgeblichen Ereignisses 
die verbleibende Versicherungsdauer noch min-
destens 20 Jahre beträgt und die Versicherte Per-
son nicht berufsunfähig im Sinne unserer Bedin-
gungen ist noch einen Antrag auf BU-Leistungen 
bei uns gestellt hat bzw. weder Leistungen aus ei-
ner Erwerbsminderungsversicherung erhält noch 
beantragt hat. 
 
Anpassungsoptionen hinsichtlich des Versiche-
rungsumfangs bei Berufsunfähigkeit – sofern ein-
geschlossen – finden Sie in den Bedingungen für 
die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung. 
 
Umfang der Anpassung 
 
6.2.3 Die Erhöhung der versicherten Leistungen 
ist – im Rahmen der von uns festgelegten Tarif-
grenzen – insgesamt begrenzt auf 100 Prozent 
der zu Vertragsbeginn versicherten Leistungen. 
Die bis zu diesem Zeitpunkt durchgeführten Dyna-
mik-Erhöhungen werden angerechnet. Eine Erhö-
hung wird nur soweit durchgeführt, bis die bei 
Swiss Life insgesamt versicherte Todesfallsumme 
300.000 Euro erreicht hat. Alle bestehenden To-
desfall-Risikosummen und Bonussummen aus 
Haupt- und Zusatzversicherungen werden dabei 
addiert. Die Erhöhung der Todesfallsumme der 
Hauptversicherung muss mindestens 5.000 Euro 
betragen. 
 
6.2.4 Für die Anpassung gelten die dem Vertrag 
zugrunde liegenden Tarife, Rechnungsgrundlagen 
und Versicherungsbedingungen sowie der zum 
Anpassungszeitpunkt ausgeübte Beruf. Für den 
anzupassenden Vertrag vereinbarte Risikozu-
schläge oder besondere Vereinbarungen gelten 

auch für die aus der Erhöhung resultierenden Ver-
tragsteile. 
 
6.3 Unter welchen Voraussetzungen können 

Sie Ihre Risikoversicherung in eine Ver-
sicherung mit Kapitalbildung umwan-
deln? 

 
6.3.1 Ihre Risikoversicherung können Sie bis zum 
Ablauf des 10. Versicherungsjahres in eine Versi-
cherung mit Kapitalbildung umwandeln. Hierfür 
bieten wir verschiedene Lösungen an. Bitte kon-
taktieren Sie uns, damit wir Ihnen geeignete Vor-
schläge zur Verfügung stellen können. 
 
6.3.2 Auf eine erneute Gesundheitsprüfung ver-
zichten wir, wenn das Ablaufdatum der Versiche-
rungsdauer unverändert bleibt und der Versiche-
rungsumfang sich nicht erhöht. Bei einer Um-
wandlung werden die zum Umwandlungszeitpunkt 
geltenden Rechnungsgrundlagen und die bei Ab-
schluss gültigen Risikomerkmale angewendet; 
eine im bisherigen Vertrag eingeschlossene Bei-
tragsdynamik bleibt bestehen, sofern der Tarifbei-
trag insgesamt 300 Euro pro Monat nicht über-
steigt. Gegebenenfalls erhalten Sie eine neue 
Versicherungsscheinnummer. 
 
6.3.3 Die Umwandlung setzt hingegen eine er-
neute Gesundheitsprüfung voraus, wenn Sie ei-
nen höheren Versicherungsumfang wünschen 
(z. B. Erhöhung der Versicherungssumme, Erhö-
hung des Schlussalters der Versicherungsdauer). 
 
6.3.4 Ist eine Berufsunfähigkeits-Zusatzversiche-
rung eingeschlossen, erlischt Ihr Umwandlungs-
recht, sobald Leistungen wegen Berufsunfähigkeit 
oder Erwerbsminderung beantragt werden. 
 
7 Ihre Obliegenheiten 
 
Vor und bei Abschluss sowie während der Ver-
tragslaufzeit haben Sie Obliegenheiten zu beach-
ten. Deren Verletzung hat schwerwiegende Fol-
gen. 
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7.1 Was bedeutet die vorvertragliche Anzei-
gepflicht, welche Folgen hat ihre Verlet-
zung und was ist eine Gefahrerhöhung? 

 
Vorvertragliche Anzeigepflicht 
 
7.1.1 Wir übernehmen den Versicherungsschutz 
im Vertrauen darauf, dass Sie alle vor Abgabe Ih-
rer Vertragserklärung in Textform gestellten Fra-
gen wahrheitsgemäß und vollständig beantwortet 
haben (vorvertragliche Anzeigepflicht). Das gilt 
insbesondere für die Fragen nach gegenwärtigen 
oder früheren Erkrankungen, gesundheitlichen 
Störungen und Beschwerden, ärztlichen Behand-
lungen sowie zur beruflichen Tätigkeit (z. B. Tätig-
keitsmerkmale wie Arbeitsanteil im Büro, Aus-
landsaufenthalte), aber auch Fragen zur wirt-
schaftlichen Situation (z. B. Einkommen der letz-
ten Jahre), zur Schul-/Berufsausbildung, zur Stel-
lung im Beruf (z. B. selbstständig, Auszubilden-
der), zum Erwerbsstatus (z. B. Schüler, Arbeitssu-
chender), zu beruflichen Risiken (z. B. Umgang 
mit Chemikalien) und zu privaten Risiken (Hobbys 
mit erhöhtem Risiko wie z. B. Tauchen, Kampf-
sportarten). 
 
Sie sind bis zur Abgabe der Vertragserklärung 
verpflichtet, uns wahrheitsgemäß und vollständig 
anzuzeigen, ob Sie Raucher oder Nichtraucher 
sind. 
 
Nichtraucher ist, wer in den letzten zwölf Monaten 
vor Vertragsabschluss weder Zigaretten noch Zi-
garren, Pfeife oder sonstigen Tabak unter Feuer 
konsumiert hat und nicht beabsichtigt, in Zukunft 
zu rauchen. 
 
Raucher ist, wer die Voraussetzungen für einen 
Nichtraucher nicht erfüllt. 
 
Hinsichtlich des Rauchverhaltens nach Abschluss 
ergeben sich besondere Verpflichtungen und Re-
gelungen. Diese finden Sie ab Punkt 7.1.17. 
 
7.1.2 Soll das Leben einer anderen Person versi-
chert werden, ist auch diese – neben Ihnen – für 
die wahrheitsgemäße und vollständige Beantwor-
tung der Fragen verantwortlich. 

Rücktritt 
 
7.1.3 Wenn Umstände, die für die Übernahme des 
Versicherungsschutzes Bedeutung haben, von 
Ihnen oder der Versicherten Person (siehe 7.1.2) 
nicht oder nicht richtig angegeben worden sind, 
können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt 
nicht, wenn die vorvertragliche Anzeigepflicht we-
der vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt wor-
den ist. Bei grob fahrlässiger Verletzung der vor-
vertraglichen Anzeigepflicht haben wir kein Rück-
trittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten 
(siehe 7.1.9 und 7.1.10). 
 
7.1.4 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versiche-
rungsschutz. Haben wir den Rücktritt nach Eintritt 
des Versicherungsfalls erklärt, bleibt unsere Leis-
tungspflicht jedoch bestehen, wenn der nicht oder 
nicht richtig angegebene Umstand weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falls noch für die Feststellung oder den Umfang 
unserer Leistungspflicht ursächlich war. Haben 
Sie oder die Versicherte Person die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt, sind wir nicht zur Leistung ver-
pflichtet. 
 
7.1.5 Wenn die Versicherung durch Rücktritt auf-
gehoben wird, zahlen wir den Leistungsbetrag ge-
mäß 5.2.3. Die Rückzahlung der Beiträge können 
Sie nicht verlangen.  
 
Kündigung 
 
7.1.6 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, 
weil die Verletzung der vorvertraglichen Anzeige-
pflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrläs-
sigkeit beruhte, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
 
7.1.7 Wir haben kein Kündigungsrecht, wenn wir 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätten. 
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7.1.8 Kündigen wir die Versicherung, wandelt sie 
sich mit der Kündigung in eine beitragsfreie Versi-
cherung um (siehe 5.1). 
 
Rückwirkende Vertragsanpassung 
 
7.1.9 Können wir nicht zurücktreten oder kündi-
gen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten, werden die an-
deren Bedingungen auf unser Verlangen rückwir-
kend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeige-
pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 
 
7.1.10 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung 
der Beitrag um mehr als zehn Prozent oder schlie-
ßen wir den Versicherungsschutz für den nicht an-
gezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mit-
teilung fristlos in Textform kündigen. In der Mittei-
lung werden wir Sie auf das Kündigungsrecht hin-
weisen. 
 
Ausübung unserer Rechte 
 
7.1.11 Wir können die Rechte zum Rücktritt, zur 
Kündigung oder zur Vertragsanpassung nur inner-
halb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langen. Bei Ausübung unserer Rechte müssen wir 
die Umstände angeben, auf die wir unsere Erklä-
rung stützen. Zur Begründung können wir nach-
träglich weitere Umstände innerhalb eines Monats 
nach deren Kenntniserlangung angeben. 
 
7.1.12 Unsere Rechte auf Rücktritt, Kündigung 
und Vertragsanpassung sind ausgeschlossen, 
wenn wir den nicht angezeigten Umstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
 
7.1.13 Die genannten Rechte können wir nur in-
nerhalb von fünf Jahren seit Vertragsabschluss 
ausüben. Ist der Versicherungsfall vor Ablauf die-
ser Frist eingetreten, können wir die Rechte auch 

nach Ablauf der Frist geltend machen. Haben Sie 
die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-
letzt, beträgt die Frist zehn Jahre. 
 
7.1.14 Auf unser Anpassungs- und Kündigungs-
recht, geregelt in § 19 VVG, verzichten wir dann, 
wenn die Verletzung der Anzeigepflicht schuldlos, 
also nicht von Ihnen zu vertreten war. 
 
Anfechtung 
 
7.1.15 Wir können den Versicherungsvertrag auch 
anfechten, falls durch unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben bewusst und gewollt auf unsere An-
nahmeentscheidung Einfluss genommen worden 
ist. Handelt es sich um Angaben der Versicherten 
Person, können wir Ihnen gegenüber die Anfech-
tung erklären, auch wenn Sie von der Verletzung 
der vorvertraglichen Anzeigepflicht keine Kenntnis 
hatten. 7.1.5 gilt entsprechend. 
 
Leistungserweiterung/Wiederherstellung der Ver-
sicherung 
 
7.1.16 Die Regelungen in 7.1.1 bis 7.1.15 gelten 
bei einer unsere Leistungspflicht erweiternden Än-
derung oder bei einer Wiederherstellung der Ver-
sicherung entsprechend. Die Fristen gemäß 
7.1.13 beginnen mit der Änderung oder Wieder-
herstellung der Versicherung bezüglich des geän-
derten oder wiederhergestellten Teils neu zu lau-
fen. 
 
Besondere Verpflichtungen und Regelungen zum 
Rauchverhalten – Gefahrerhöhung nach Vertrags-
abschluss 
 
7.1.17 Wir übernehmen den Versicherungsschutz 
im Vertrauen darauf, dass Sie nach Abgabe der 
Vertragserklärung ohne unsere Einwilligung keine 
Gefahrerhöhung vornehmen, oder deren Vorneh-
men durch einen Dritten gestatten. 
 
Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn die Versi-
cherte Person nach Vertragsabschluss Rau-
cher wird. 
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Ist das Leben einer anderen Person versichert, so 
ist auch diese – neben Ihnen – dafür verantwort-
lich, dass nach Abgabe der Vertragserklärung 
keine Gefahrerhöhung vorgenommen wird. Nimmt 
die Versicherte Person nach Vertragsabschluss 
dennoch eine Gefahrerhöhung vor, sind sowohl 
Sie als auch die Versicherte Person verpflichtet, 
uns diese Gefahrerhöhung unverzüglich in Text-
form anzuzeigen. 
 
Rechtsfolgen einer Gefahrerhöhung gemäß 
7.1.17 – zusätzlicher Beitrag 
 
7.1.18 Wir verzichten auf unsere gesetzlichen 
Rechte, den Vertrag wegen einer Gefahrerhöhung 
zu kündigen oder die erhöhte Gefahr vom Versi-
cherungsschutz auszuschließen. Wird eine Ge-
fahrerhöhung gemäß 7.1.17 vorgenommen, kön-
nen wir rückwirkend ab dem Zeitpunkt der Gefah-
rerhöhung einen dem erhöhten Risiko entspre-
chenden zusätzlichen Beitrag verlangen, wenn die 
Gefahrerhöhung vorsätzlich oder fahrlässig vorge-
nommen wurde. 
 
Unser Recht zur Beitragsanpassung erlischt, 
wenn wir es nicht innerhalb eines Monats ab dem 
Zeitpunkt geltend machen, zu dem wir von der 
Gefahrerhöhung Kenntnis erlangen. Bei Zahlung 
des zusätzlichen Beitrags bleibt die Höhe der ver-
sicherten Leistung unverändert. 
 
Falls der zusätzliche Beitrag mehr als zehn Pro-
zent des bisherigen Beitrags beträgt, können Sie 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
unserer Mitteilung über die Beitragserhöhung frist-
los kündigen. 
 
Reduzierte Leistung im Leistungsfall nach Gefah-
rerhöhung 
 
7.1.19 Wurde nach Abgabe der Vertragserklärung 
eine Gefahrerhöhung gemäß 7.1.17 vorsätzlich 
vorgenommen, beschränkt sich die versicherte 
Leistung bei Tod der Versicherten Person auf die 
Hälfte des Werts des entsprechenden Raucherta-
rifs. 
 

Wurde die Gefahrerhöhung gemäß 7.1.17 grob 
fahrlässig vorgenommen, gilt für diese 7.1.19 
Satz 1 entsprechend. Diese Verringerung unserer 
Leistungspflicht gilt nicht, wenn die Gefahrerhö-
hung nicht ursächlich für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls war. 
 
Nachprüfung 
 
7.1.20 Wir sind berechtigt, den Nichtraucherstatus 
der Versicherten Person nachzuprüfen. Zur Nach-
prüfung können wir auf unsere Kosten sachdienli-
che Auskünfte (z. B. einen Cotinintest eines in 
Deutschland zugelassenen Arztes) und einmal 
jährlich eine medizinische Untersuchung der Ver-
sicherten Person durch von uns zu beauftragende 
Ärzte verlangen. Kommt die Versicherte Person 
unserem Verlangen nicht nach, erhöhen wir den 
Beitrag gemäß 7.1.18. 
 
7.1.21 Sollte ein Raucher Nichtraucher geworden 
sein und der Nichtraucherstatus über einen Zeit-
raum von mindestens zwölf Monaten bestehen, 
sind wir bereit, nach einer Risiko-Einschätzung 
den Tarifwechsel zu überprüfen. 
 
Erklärungsempfänger 
 
7.1.22 Die Ausübung unserer vorgenannten 
Rechte erfolgt durch eine schriftliche Erklärung, 
die Ihnen gegenüber abzugeben ist. Sofern Sie 
uns keine andere Person als Bevollmächtigten be-
nannt haben, gilt nach Ihrem Ableben ein Bezugs-
berechtigter als bevollmächtigt, diese Erklärung 
entgegenzunehmen. Ist auch ein Bezugsberech-
tigter nicht vorhanden oder kann sein Aufenthalt 
nicht ermittelt werden, können wir den Inhaber 
des Versicherungsscheins zur Entgegennahme 
der Erklärung als bevollmächtigt ansehen. 
 
7.2 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf 

das Vertragsverhältnis beziehen? 
 
7.2.1 Mitteilungen, die das Versicherungsverhält-
nis betreffen, müssen stets in Textform erfolgen. 
Versicherungsvermittler sind zu ihrer Entgegen-
nahme grundsätzlich nicht bevollmächtigt. 
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7.2.2 Eine Änderung Ihrer Postanschrift oder Ihres 
Namens müssen Sie uns unverzüglich mitteilen. 
Andernfalls können für Sie Nachteile entstehen, 
da wir eine an Sie zu richtende Willenserklärung 
mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt be-
kannte Anschrift senden können. In diesem Fall 
gilt unsere Erklärung drei Werktage nach Absen-
dung des eingeschriebenen Briefs als zugegan-
gen. Dies gilt auch, wenn Sie die Versicherung in 
Ihrem Gewerbebetrieb genommen und Ihre ge-
werbliche Niederlassung verlegt haben. 
 
7.3 Welche weiteren Auskunftspflichten ha-

ben Sie? 
 
7.3.1 Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelun-
gen zur Erhebung, Speicherung, Verarbeitung 
und Meldung von Daten zu Ihrem Vertrag ver-
pflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür notwen-
digen Informationen, Daten und Unterlagen bei 
Vertragsabschluss, bei Änderung nach Vertrags-
abschluss oder auf Nachfrage unverzüglich – d. h. 
ohne schuldhaftes Zögern – spätestens innerhalb 
von 30 Tagen zur Verfügung stellen. Sie sind 
auch zur Mitwirkung verpflichtet, soweit der Status 
dritter Personen, die Rechte an Ihrem Vertrag ha-
ben, für Datenerhebungen und Meldungen maß-
geblich ist. Dies betrifft insbesondere unwiderruf-
lich bezugsberechtigte Personen sowie im Leis-
tungsfall anspruchsberechtigte oder begünstigte 
Personen. 
 
7.3.2 Notwendige Daten sind beispielsweise Um-
stände, die für die Beurteilung Ihrer persönlichen 
steuerlichen Ansässigkeit, der steuerlichen An-
sässigkeit dritter Personen, die Rechte an ihrem 
Vertrag haben und der steuerlichen Ansässigkeit 
des Leistungsempfängers maßgebend sein kön-
nen. 
 
Dazu zählen insbesondere die Steueridentifikati-
onsnummer(n), das Geburtsdatum, der Geburts-
ort, der Wohnsitz, die Postanschrift und die Bank-
verbindung oder der Status als US-Person im 
Sinne des US-Foreign Account Tax Compliance 
Act, z. B. durch Heirat, Erwerb einer Aufenthalts-
bewilligung („Green Card“) oder einen längeren 

US-Aufenthalt. Zur eventuellen Klärung wenden 
Sie sich bitte an Ihren Steuerberater. 
 
7.3.3 Falls Sie uns die notwendigen Daten 
nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stel-
len, gilt Folgendes: Bei einer entsprechenden 
gesetzlichen Verpflichtung melden wir Ihre 
Vertragsdaten an die zuständigen in- oder aus-
ländischen Steuerbehörden. Dies gilt auch 
dann, wenn gegebenenfalls keine steuerliche 
Ansässigkeit im Ausland besteht. 
 
Eine Verletzung Ihrer Auskunftspflichten kann 
dazu führen, dass wir unsere Leistung nicht 
zahlen. Dies gilt so lange, bis Sie uns die zur 
Erfüllung unserer gesetzlichen Pflichten not-
wendigen Daten zur Verfügung gestellt haben. 
 
8 Ausschlüsse 
 
8.1 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen oder 

Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von 
ABC-Waffen/-Stoffen? 

 
8.1.1 Grundsätzlich besteht unsere Leistungs-
pflicht unabhängig davon, auf welcher Ursache 
der Versicherungsfall beruht. Wir gewähren Versi-
cherungsschutz insbesondere auch dann, wenn 
die Versicherte Person in Ausübung des Wehr- 
oder Polizeidienstes oder bei inneren Unruhen 
den Tod gefunden hat. 
 
8.1.2 Bei Tod der Versicherten Person in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit krie-
gerischen Ereignissen beschränkt sich unsere 
Leistungspflicht auf die Auszahlung des für den 
Todestag berechneten, auf dem Rückkaufswert 
basierenden Leistungsbetrag (siehe 5.5.3).  
 
Diese Einschränkung der Leistungspflicht entfällt, 
wenn die Versicherte Person in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegeri-
schen Ereignissen stirbt, denen sie während eines 
Aufenthalts außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht 
aktiv beteiligt war. 
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8.1.3 Bei Tod der Versicherten Person in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit dem 
vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen 
oder chemischen Waffen oder dem vorsätzlichen 
Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung von ra-
dioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen 
besteht kein Versicherungsschutz, sofern der Ein-
satz oder die Freisetzung darauf gerichtet sind, 
das Leben einer Vielzahl von Personen zu gefähr-
den. 
 
Ebenso besteht kein Versicherungsschutz durch 
Strahlen infolge Kernenergie, die das Leben oder 
die Gesundheit zahlreicher Menschen derart ge-
fährden, dass zur Abwehr der Gefährdung eine 
Katastrophenschutzbehörde oder vergleichbare 
Behörde tätig wurde. 
 
8.2 Was gilt bei Selbsttötung der Versicher-

ten Person? 
 
8.2.1 Bei vorsätzlicher Selbsttötung leisten wir, 
wenn seit Abschluss des Versicherungsvertrags 
bzw. seit Wiederherstellung der Versicherung drei 
Jahre vergangen sind. 
 
8.2.2 Bei vorsätzlicher Selbsttötung vor Ablauf der 
3-Jahresfrist besteht Versicherungsschutz nur 
dann, wenn uns nachgewiesen wird, dass die Tat 
in einem die freie Willensbestimmung ausschlie-
ßenden Zustand krankhafter Störung der Geis-
testätigkeit begangen worden ist. Andernfalls zah-
len wir den für den Todestag berechneten Leis-
tungsbetrag Ihrer Versicherung gemäß 5.2.2. 
 
8.2.3 Bei einer unsere Leistungspflicht erweitern-
den Änderung oder bei einer Wiederherstellung 
der Versicherung gelten 8.2.1 und 8.2.2 entspre-
chend. Die Frist gemäß 8.2.1 beginnt mit der Än-
derung oder Wiederherstellung der Versicherung 
bezüglich des geänderten oder wiederhergestell-
ten Teils neu zu laufen. 
 

9 Weitere Bestimmungen 
 
9.1 Welche Bedeutung hat der Versiche-

rungsschein? 
 
9.1.1 Den Inhaber des Versicherungsscheins kön-
nen wir als berechtigt ansehen, über die Rechte 
aus dem Versicherungsvertrag zu verfügen. Wir 
können aber verlangen, dass uns der Inhaber des 
Versicherungsscheins seine Berechtigung nach-
weist. 
 
9.1.2 Ist ein Bezugsrecht eingeräumt oder der 
Versicherungsvertrag abgetreten, verpfändet oder 
wurden über ihn anderweitige Verfügungen getrof-
fen, brauchen wir den Nachweis der Berechtigung 
nur dann anzuerkennen, wenn uns die Anzeige 
des bisherigen Berechtigten in Textform vorliegt. 
 
9.2 Welche Kosten/Steuern stellen wir Ihnen 

gesondert in Rechnung? 
 
9.2.1 Falls aus besonderen, von Ihnen veranlass-
ten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand 
entsteht, können wir Ihnen – soweit nichts ande-
res vereinbart ist – die in solchen Fällen durch-
schnittlich entstehenden Kosten als pauschalen 
Abgeltungsbetrag gesondert in Rechnung stellen. 
 
Dies gilt beispielsweise bei 
 

• Durchführung von Vertragsänderungen, 
• Bearbeitung von nachträglichen Abtretun-

gen und Verpfändungen, 
• Rückläufern im Lastschriftverfahren, 
• Mahnverfahren wegen Rückständen, 
• Umstellung der Beitragszahlung auf Über-

weisung/Rechnung, 
• versicherungsmathematischen Gutach-

ten. 
 
Dies gilt nur, wenn wir Sie vorher rechtzeitig über 
die Höhe der Kosten informiert haben. 
 
9.2.2 Die Kosten betragen ab dem 01.01.2018 bei 
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• Bearbeitung von Rückläufern im Last-
schriftverfahren mangels Kontendeckung 
und bei erloschenem Konto  zehn 
Euro. 

 
Von dritter Seite uns in Rechnung gestellte Kos-
ten (z. B. für Lastschriftrückläufe) werden wir 
ebenfalls von Ihnen einfordern. 
 
9.2.3 Sofern Steuern und Abgaben aus dem Ver-
sicherungsverhältnis anfallen, die Sie als Versi-
cherungsnehmer oder die Versicherte Person 
schulden, werden wir Ihnen diese belasten. 
 
9.2.4 Wir haben uns bei der Bemessung der Pau-
schale an dem bei uns regelmäßig entstehenden 
Aufwand orientiert. Sofern Sie uns nachweisen, 
dass die der Bemessung zugrunde liegenden An-
nahmen in Ihrem Fall dem Grunde nach nicht zu-
treffen, entfällt die Pauschale. Sofern Sie uns 
nachweisen, dass die Pauschale der Höhe nach 
wesentlich niedriger zu beziffern ist, wird sie ent-
sprechend herabgesetzt. 
 
9.3 Wie informieren wir Sie über den aktuel-

len Stand Ihrer Versicherung? 
 
Einmal jährlich informieren wir Sie über den aktu-
ellen Stand Ihres Vertrags. 
 
9.4 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag 

Anwendung? 
 
9.4.1 Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland Anwendung. 
 
9.4.2 Ergänzend zu diesen Bedingungen gelten 
die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften. 
 
9.5 Wo ist der Gerichtsstand und wohin 

können Sie sich bei Beschwerden wen-
den? 

 
Gerichtsstand 
 
9.5.1 Wenn Sie eine Klage aus dem Vertrag ge-
gen uns erheben, ist folgendes Gericht zuständig: 
 

• das Gericht, in dessen Bezirk unser Ge-
schäftssitz liegt, 

• auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie 
zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohn-
sitz haben. Wenn Sie keinen Wohnsitz 
haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts maßgeblich.  

• auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie 
als juristische Person Ihren Sitz oder Ihre 
Niederlassung haben. 

 
Wir müssen Klagen aus dem Vertrag gegen Sie 
bei dem Gericht erheben, das für Ihren Wohnsitz 
zuständig ist. Wenn Sie keinen Wohnsitz haben, 
ist der Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts maß-
geblich. Wenn Sie eine juristische Person sind, ist 
das Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie Ihren 
Sitz oder Ihre Niederlassung haben. 
 
Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts ins Ausland, sind für 
Klagen aus dem Vertrag die Gerichte des Staates 
zuständig, in dem wir unseren Sitz haben.  
 
Beschwerden 
 
9.5.2 Falls Sie einmal Anlass für eine Beschwerde 
haben sollten, würden wir uns über eine Nachricht 
von Ihnen freuen. Gerne können Sie auch unser 
Kontaktformular auf unserer Website (www.swiss-
life.de/anregung-und-kritik) nutzen. Sie können si-
cher sein, dass wir alles tun werden, um Sie zu-
friedenzustellen.  
 
Schlichtungsstelle 
 
9.5.3 Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e. V und nimmt damit 
an Streitbeilegungsverfahren vor dem Versiche-
rungsombudsmann teil. Damit ist für Sie als Ver-
braucher die Möglichkeit eröffnet, zur Schlichtung 
den unabhängigen und neutralen Ombudsmann in 
Anspruch zu nehmen. Die Möglichkeit den 
Rechtsweg zu beschreiten bleibt hierdurch für Sie 
unberührt. 
Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine un-
abhängige und für Verbraucher kostenfrei arbei-
tende Schlichtungsstelle. 
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Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 
Telefon: 0800 369 6000 
Fax: 0800 369 9000 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Für weitere Informationen:  
www.versicherungsombudsmann.de 
 
Aufsichtsbehörden 
 
9.5.4 Darüber hinaus können Sie sich an die Auf-
sichtsbehörde wenden, wenn Sie mit unserer Ent-
scheidung einmal nicht einverstanden sein sollten: 
 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) 
Sektor Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
poststelle@bafin.de 
www.bafin.de 
 
Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schieds-
stelle ist und einzelne Streitfälle nicht verbindlich 
entscheiden kann. 
 
9.6 Können Sie den Versicherungsvertrag 

widerrufen? 
 
Die Belehrung über Ihr Widerrufsrecht erfolgt im 
Versicherungsschein. 
 
10 Überschüsse, Überschussbeteiligung und 

Bewertungsreserven 
 
Die Beteiligung an dem Überschuss und an den 
Bewertungsreserven nennen wir Überschussbe-
teiligung. Wir beteiligen Sie an dem Überschuss 
und an den Bewertungsreserven. Die Leistung 
aus der Überschussbeteiligung kann auch null 
Euro betragen. 
 
10.1 Beteiligung an dem Überschuss 
 
Ein Versicherungsunternehmen erwirtschaftet 
Überschüsse. Die Höhe der erwirtschafteten 
Überschüsse hängt von vielen Einflüssen ab. 

Diese sind nicht vorhersehbar und von uns nur 
begrenzt beeinflussbar. Somit kann die Höhe der 
künftigen Beteiligung am Überschuss nicht ga-
rantiert werden. 
 
Es können Zins-, Risiko- und Kostenüberschüsse 
erwirtschaftet werden:  
 

• Wenn wir mit dem Sicherungsvermögen 
aller unserer Versicherungsnehmer Er-
träge erzielen, entsteht ein sogenannter 
Zinsüberschuss.  

• Wenn die Risiken in geringerem Umfang 
eingetreten sind, als wir anfangs ange-
nommen haben, entsteht ein sogenannter 
Risikoüberschuss.  

• Wenn die tatsächlich angefallenen Kosten 
niedriger sind als in der Kalkulation ange-
setzt, dann entsteht ein sogenannter Kos-
tenüberschuss. 

 
Den in einem Geschäftsjahr entstandenen Über-
schuss unseres Unternehmens (Rohüberschuss) 
ermitteln wir nach handels- und aufsichtsrechtli-
chen Vorschriften. Mit der Feststellung des Jah-
resabschlusses legen wir fest, welcher Teil des 
Rohüberschusses für die Überschussbeteiligung 
aller überschussberechtigten Verträge zur Verfü-
gung steht. Dabei beachten wir die aufsichtsrecht-
lichen Vorgaben, derzeit insbesondere die Verord-
nung über die Mindestbeitragsrückerstattung in 
der Lebensversicherung (Mindestzuführungsver-
ordnung). 
 
Den danach zur Verfügung stehenden Teil des 
Rohüberschusses führen wir der Rückstellung für 
Beitragsrückerstattung zu, soweit wir ihn nicht als 
Direktgutschrift unmittelbar den überschussbe-
rechtigten Versicherungsverträgen gutgeschrie-
ben haben. Sinn der Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung ist es, Schwankungen des Über-
schusses über die Jahre auszugleichen. Die 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung dürfen wir 
grundsätzlich nur für die Überschussbeteiligung 
der Versicherungsnehmer verwenden. Nur in ge-
setzlich festgelegten Ausnahmefällen können wir 
hiervon mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde ab-
weichen. 
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Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Betei-
ligung Ihres Vertrags an dem Überschuss er-
geben sich aus der Zuführung zur Rückstel-
lung für Beitragsrückerstattung nicht. 
 
Für die Beteiligung am Überschuss fassen wir 
gleichartige Versicherungen zusammen. Zum Bei-
spiel ordnen wir Rentenversicherungen einer Be-
standsgruppe zu und Berufsunfähigkeitsversiche-
rungen einer anderen Bestandsgruppe. Bestands-
gruppen bilden wir, um die Unterschiede bei den 
versicherten Risiken zu berücksichtigen. Bei der 
Verteilung des Überschusses auf die einzelnen 
Verträge wenden wir ein verursachungsorientier-
tes Verfahren an. Hierzu bilden wir innerhalb der 
Bestandsgruppen Gewinngruppen. Wir verteilen 
den Überschuss in dem Maße, wie die Bestands-
gruppen und Gewinngruppen zu seiner Entste-
hung beigetragen haben. Hat eine Bestands-
gruppe oder eine Gewinngruppe nicht zur Entste-
hung des Überschusses beigetragen, besteht in-
soweit kein Anspruch auf Überschussbeteiligung. 
 
Ihre Versicherung gehört zur Bestandsgruppe Ein-
zelversicherung-RIS. 
 
Für jede Bestands- und Gewinngruppe legt der 
Vorstand jedes Jahr auf Vorschlag des Verant-
wortlichen Aktuars die Höhe der Überschussan-
teilsätze fest (Überschussdeklaration). Dabei ach-
tet er darauf, dass die Verteilung verursachungs-
orientiert erfolgt. 
 
Ihr Vertrag erhält auf der Grundlage der Über-
schussdeklaration Anteile an dem auf Ihre Be-
standsgruppe bzw. an dem auf Ihre Gewinn-
gruppe entfallenden Teil des Überschusses. Die 
Mittel hierfür werden bei der Direktgutschrift zulas-
ten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finan-
ziert, ansonsten der Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung entnommen. 
 
Wir veröffentlichen die festgelegten Überschuss-
anteilsätze jährlich in unserem Geschäftsbericht. 
Sie können den Geschäftsbericht gern bei uns an-
fordern oder im Internet auf unserer Website 
www.swisslife.de/geschaeftsbericht einsehen. 
 

Über den Stand Ihrer Ansprüche unterrichten wir 
Sie jährlich. Dabei berücksichtigen wir die Über-
schussbeteiligung Ihres Vertrags. 
 
Lesen Sie für weitere Informationen zur Beteili-
gung an dem Überschuss die Abschnitte 10.3, 
10.4 und 10.7. 
 
10.2 Beteiligung an den Bewertungsreserven 
 
Bewertungsreserven entstehen, wenn der Markt-
wert der Kapitalanlagen über dem handelsrechtli-
chen Buchwert liegt, mit dem die Kapitalanlagen 
in der Bilanz (siehe Geschäftsbericht) ausgewie-
sen sind. 
 
Beispiel: Wir haben eine Aktie zum Kurs von 
100 Euro gekauft. Mit diesem Wert ist die Aktie in 
der Bilanz ausgewiesen. Wenn der Kurs der Aktie 
zum Bilanzstichtag bei 110 Euro steht, ist eine Be-
wertungsreserve in Höhe von zehn Euro entstan-
den. 
 
Bewertungsreserven können auch negativ wer-
den. Dann spricht man von stillen Lasten. Ihre Be-
teiligung an den Bewertungsreserven ist niemals 
negativ. 
 
Die Höhe der Beteiligung an den Bewertungsre-
serven ist nicht garantiert, da die Entwicklung 
der Marktwerte der Kapitalanlagen nicht vorher-
sehbar ist. Aufsichtsrechtliche Regelungen kön-
nen dazu führen, dass die Beteiligung an den Be-
wertungsreserven ganz oder teilweise entfällt. Die 
Bewertungsreserven werden im Anhang des Ge-
schäftsberichts veröffentlicht. 
 
Lesen Sie für weitere Informationen zur Beteili-
gung an den Bewertungsreserven die Abschnitte 
10.5, 10.6 und 10.7. 
 
10.3 Überschussbeteiligung vor Eintritt des 

Leistungsfalls 
 
Die Überschussbeteiligung besteht aus laufenden 
Überschussanteilen (Risiko- und Kostenüber-
schussanteile). Die laufenden Überschussanteile 
werden von Versicherungsbeginn an erbracht. 
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Sie können sich bei Antragstellung für das Über-
schussverwendungs-System Beitragsverrechnung 
gemäß 10.3.1 oder für das Überschussverwen-
dungs-System Bonus gemäß 10.3.2 für die lau-
fenden Überschussanteile entscheiden. Ein späte-
rer Wechsel ist nur mit unserer Zustimmung mög-
lich. 
 
10.3.1 Beitragsverrechnung 
 
Die jährlich laufenden Überschussanteile werden 
während der Beitragszahlungsdauer in Prozent 
der Beiträge ausgewiesen und mit den fälligen 
Beiträgen verrechnet. Endet die Beitragszah-
lungspflicht, werden die danach zugeteilten Über-
schussanteile für einen Todesfallbonus (siehe 
10.3.2) verwendet. 
 
Die Höhe der Beitragsverrechnung wird jährlich im 
Rahmen der Überschussdeklaration neu festge-
legt und somit kann auch die Höhe des zu zahlen-
den Beitrags jährlich schwanken. 
 
Das Überschussverwendungs-System der Bei-
tragsverrechnung kann nicht bei Direktversiche-
rungen gewählt werden. 
 
10.3.2 Todesfallbonus 
 
Die jährlichen laufenden Überschussanteile wer-
den während der Versicherungsdauer für einjäh-
rige Bonusversicherungen verwendet, sodass 
nach Eintritt des Versicherungsfalls eine zusätzli-
che Leistung (Todesfallbonus) fällig wird. Der To-
desfallbonus bemisst sich in Prozent der Versi-
cherungssumme. 
 
Bei Erleben des Ablaufs oder bei Rückkauf wer-
den aus dem Todesfallbonus keine Leistungen 
fällig. Bei Umwandlung in eine beitragsfreie Versi-
cherung wird der Todesfallbonus in demselben 
Verhältnis herabgesetzt wie die garantierte Versi-
cherungssumme. 
 
Die Höhe des Todesfallbonus wird jährlich im 
Rahmen der Überschussdeklaration neu festge-
legt. 
 

Für eine Risikoanfangsversicherung bzw. einen 
Einstiegsplan kann dieses Überschussverwen-
dungs-System nicht vereinbart werden. 
 
10.4 Überschussbeteiligung nach Eintritt des 

Leistungsfalls 
 
Risikoversicherungen erhalten für den Zeitraum 
nach Eintritt des Leistungsfalls keine Überschuss-
beteiligung, da der Vertrag mit Eintritt des Leis-
tungsfalls endet. 
 
10.5 Beteiligung an den Bewertungsreserven 

bei Verträgen mit laufender Beitragszah-
lung 

 
Risikoversicherungen mit laufender Beitragszah-
lung sind hinsichtlich der Beteiligung an den Be-
wertungsreserven (gemäß § 153 VVG) nicht 
überschussberechtigt; gleiches gilt bei abge-
kürzter Beitragszahlung. 
 
10.6 Beteiligung an den Bewertungsreserven 

bei Verträgen mit einmaliger Beitrags-
zahlung 

 
10.6.1 Bei Beendigung des Vertrags erhält ein an-
spruchsberechtigter Vertrag den ihm zugeordne-
ten Anteil an den Bewertungsreserven gemäß der 
jeweils geltenden Regelung. Derzeit sieht § 153 
Abs. 3 VVG einen Anteilsatz von 50 Prozent vor. 
Die Bewertungsreserven, die nach den maßge-
benden rechtlichen Vorschriften für die Beteili-
gung der Verträge zu berücksichtigen sind, ord-
nen wir den Verträgen anteilig rechnerisch zu. Da-
bei wenden wir ein verursachungsorientiertes Ver-
fahren an.  
 
Anspruchsberechtigt sind alle überschussberech-
tigten kapitalbildenden Versicherungen bis zur Be-
endigung sowie Risikoversicherungen gegen Ein-
malbeitrag. Als Beendigung gelten Tod, Rückkauf 
oder Ablauf. 
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Verteilungsfähige Bewertungsreserven 
 
10.6.2 Zunächst ermitteln wir – zeitnah zum Zutei-
lungstermin – die verteilungsfähigen Bewertungs-
reserven unseres Unternehmens. Verteilungsfähig 
sind Bewertungsreserven nur in dem Umfang, 
dass ein Versicherungsunternehmen seiner sich 
aus dem Versicherungsrecht ergebenden Ver-
pflichtung, die dauerhafte Erfüllbarkeit der Ver-
träge sicherzustellen (§ 213 Versicherungsauf-
sichtsgesetzt – VAG), noch nachkommen kann. 
Der gemäß § 139 VAG zu ermittelnde Siche-
rungsbedarf wird dabei berücksichtigt. 
 
Verteilungsschlüssel 
 
10.6.3 Mit Hilfe eines Verteilungsschlüssels wird 
derjenige Anteil der verteilungsfähigen Bewer-
tungsreserven ermittelt, der dem jeweiligen  
(Teil-)Bestand der anspruchsberechtigten Ver-
träge zuzuordnen ist. Weitere Informationen zur 
Ermittlung des Verteilungsschlüssels finden Sie in 
unserem Geschäftsbericht. 
 
Kapitalertragsschlüssel 
 
10.6.4 Der gemäß 10.6.3 ermittelte Anteil wird 
mittels einer Bemessungsgröße (Kapitalertrags-
schlüssel) auf die einzelnen Verträge des  
(Teil-)Bestands aufgeteilt und zugeordnet. 
 
Verwendung 
 
10.6.5 Der nach Anwendung des Kapitalertrags-
schlüssels ermittelte Betrag der Bewertungsre-
serve wird (gemäß § 153 Abs. 3 VVG) bei Beendi-
gung des Vertrags zur Hälfte zugeteilt und ausge-
zahlt. 
 

10.7 Warum können wir die Höhe der Über-
schussbeteiligung nicht garantieren? 

 
Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von 
vielen Einflüssen ab. Diese sind nicht vorherseh-
bar und von uns nur begrenzt beeinflussbar. 
Wichtigster Einflussfaktor ist dabei die Entwick-
lung des versicherten Risikos. Aber auch die Ent-
wicklung des Kapitalmarkts und der Kosten sind 
von Bedeutung. Die Höhe der künftigen Über-
schussbeteiligung kann also nicht garantiert wer-
den. Sie kann auch null Euro betragen.  
 
 


